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I.)
Vergleich der CDU-Grundsatzprogramme 1978, 1994, 2007 hinsichtlich der Thematik „Staat und Gesellschaft“
	
	Gemeinsamkeiten
	Besonderheiten 1978
	Besonderheiten 1994
	Besonderheiten 2007

	Staatsbild


	· Starker, aber „schlanker“ Staat

· Bürgernaher Staat

· Freiheit und Würde des Menschen dienend

· Autorität durch Bindung an die Grundrechte
	-
	-
	· Zusatz: weltoffenes Land



	Staatsaufgaben


	· Erhalt und „Vitalisierung“ der Wertüberzeugungen

· Förderung des Wohls des Einzelnen und der Gemeinschaft
	-
	· Verbrechensbekämpfung (Zusammenarbeit mit EU)

· Kampf gegen Drogen

· „Opfer des kommunistischen Regimes“ (57) rehabilitieren und Täter bestrafen
	· Kampf gegen rechts- und linksextremistische Gruppen

· Internationale Zusammenarbeit bzgl. Terrorbekämpfung (Islamismus)

	Staatsprinzipien/  -werte


	· Freiheitlich-demokratische Grundordnung

· Repräsentative Demokratie; Elemente direkter Demokratie möglich

· Föderalismus und kommunale Selbstverwaltung (Prinzip der Subsidiarität)

· Rechtsstaatlichkeit: Freiheit und Sicherheit (durch Autorität) komplementär

· Sozialstaatlichkeit

· Pluralität
	· Freiheit durch „Verteilung und Kontrolle der Macht“ (155)

· Gefahr der Förderalis-musaushöhl-ung


	· „Freiheit durch Verteilung und Kontrolle der Macht“ (53)

· Subsidiarität nicht nur auf BRD bezogen, sondern auch auf EU


	· Freiheit und Sicherheit mittels Gewaltmonopol (Bundeswehr-einsatz im Inneren)

· Kommunen sind von zentraler Bedeutung in Zeit der Europäisierung

· Befähigung Deutschlands, EU mit Föderalismus-Erfahrungen zu bereichern



	Bürgergesellschaft ( Bürgerrechte und –pflichten


	Rechte und Pflichten

· Mitwirkung durch Wahl und Engagement
· Übernahme von Verantwortung


	Rechte

· Schutz vor Datenmiss-brauch

· Freiheit (≠ totaler Staat)
	Rechte

-   Datenschutz (aber ≠ Täterschutz)
Pflichten

· besondere Betonung der Mitwirkungspflicht bzgl. Gewaltprävention und –bekämpfung

· Loyalität, Rechtsgehorsam und friedliches Miteinander

· Staatsbürgerbewusstsein


	Rechte

· Freiheit und Sicherheit

Pflichten

· Datenschutzinteressen sind in Einklang mit wirksamer Kriminalitätsbekämpfung zu bringen

· Verhinderung von Gewalt

· Bürgersinn

	Rolle der Partei in der Gesellschaft


	· „klare sachliche und personelle“ Alternativen zur Entscheidung (156/53/89)

· Bürgernähe 
	-
	· CDU als Volkspartei – Anspruch auf Abbildung des deutschen Volkes 

· Interessenvertretung und Partizipation der Gesellschaftsmitglieder von besonderer Qualität
	Siehe Ergänzung 1994


Fazit

· Kontinuität der wichtigsten Prinzipien, Werte und Aufgaben

· Wandel bezüglich der Ausgestaltung, v.a. des Sicherheitsbegriffs, der gesellschaftlich relevanten Probleme, der „Gegnerschaft“ des Staats und der Administrationsebenen

II.) Staat und Gesellschaft in den Grundsatzprogrammen 

von CSU, SPD, FDP und Grüne
1. Staatverständnis

1.1. CSU 
· „Unser Staat ist die Rechts- und Friedensordnung einer Gesellschaft freier verantwortlicher Bürger“ (49).

· „Ausdruck der Werte- und Schicksalsgemeinschaft aller Bürger“  (56). 
·  „Die Qualität des Staates zeigt sich für uns nicht in der Summe seiner Zuwendungen an die Bürger, sondern in den Chancen der Menschen für ein Leben in Freiheit und Verantwortung“ (47).

· Falscher Glaube „an den allzuständigen „Vater Staat“. Der politische Irrweg des Versorgungsstaats schwächt die Eigeninitiative, untergräbt die soziale Verantwortung des Einzelnen und bringt die Menschen in eine falsche Abhängigkeit“ (18). 

1.2. andere Parteien

· Weniger detaillierte Angaben zum grundlegenden Staatsverständnis 

· Jedoch implizite Angaben im Rahmen des Staatsaufgaben oder in den Vorstellungen zur gesellschaftlichen Grundordnung (siehe folgende Abschnitte).
2. Staatsaufgaben

2.1. CSU

· Kernaufgabe: Gewährleistung des Schutzes der Würde des Einzelnen (52). 

· Wichtigste Aufgaben: „Sicherung von Frieden und Freiheit. Frieden nach innen und außen ist Voraussetzung für ein Leben in Freiheit und Wohlstand“ (47).

· Gestaltung des gerechten Ausgleichs der Interessen, Durchsetzung des Gemeinwohls gegen Einzel- und Gruppeninteressen (47).

· Verbindlicher Ordnungsrahmen für Einzelnen, Gesellschaft, Wirtschaftsleben und für die Politik (47). 

· „Ein Rückzug des Staates auf die hoheitlichen Aufgaben wie innere und äußere Sicherheit wäre falsch. Zu den Aufgaben des modernen Staates gehören auch Aufgaben der Daseins- und Zukunftsvorsorge:“ (Beispiele: Bildung, Wissenschaft, Forschung, Infrastruktur Verbraucherschutz). (51).

· Internationale Zusammenarbeit v.a. in den Bereichen Menschenrechte, Umweltschutz, Entwicklungszusammenarbeit und Sicherheit notwendig (21). 

· Die Abkehr vom Subsidiaritätsprinzip gilt als Ursache für Fehlentwicklungen  (40).

· „Wehrhafte Verteidigung unserer Demokratie und der Werteordnung unseres Rechtsstaates gegen politische oder religiöse Extremisten“ (48): Schutz der Rechte von Minderheiten, Verteidigung von Religions- und Meinungsfreiheit (52).

· Generationengerechter „Staat durch Schutz der Umwelt, solide Staatsfinanzen und Chancen für die Menschen heute und morgen“ (51). 

· Förderung des gegenwärtigen kulturellen Lebens, moderner Kunst, Traditionen, Geschichtsbewusstsein; Staatsbürgerliche Bildung und Vermittlung der Wertegrundlagen „unserer freiheitlichen Staatsordnung ist in einer offenen, pluralen Gesellschaft besonders wichtig und für das Zusammenleben von Menschen verschiedener religiöser und kultureller Prägung unverzichtbar“ (52).

·  „Nur so viel staatliche Tätigkeit für das Gemeinwohl wie nötig und so viel private Tätigkeit wie möglich“; „Freiräume für das Engagement der Bürger schaffen“ (53)

· Fördern und Fordern von verantwortlichen Handelns seiner Bürger (49)

2.2. SPD

· SPD stehe für „dauerhaften Frieden und für die Sicherung der ökologischen Lebensgrundlagen. Für eine freie, gerechte und solidarische Gesellschaft. Für die Gleichberechtigung und Selbstbestimmung aller Menschen“ (5). 

· „Die Globalisierung mindert die Gestaltungsmöglichkeiten des demokratischen Nationalstaates“. Gleichzeitig neue Aufgaben für Politik: Klimaschutz, soziale Integration von Millionen Menschen und demographischer Wandel. (11). 

· „Seit das Ziel der gleichen Freiheit in der Moderne zum Inbegriff der Gerechtigkeit wurde, waren und sind Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität die Grundwerte des freiheitlichen, demokratischen Sozialismus. Sie bleiben unser Kriterium für die Beurteilung der politischen Wirklichkeit, Maßstab für eine bessere Ordnung der Gesellschaft, Orientierung für das Handeln der Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten.“ (14f.) 

· „Wir entwickeln den vorsorgenden Sozialstaat, der Armut bekämpft, den Menschen gleiche Chancen auf ein selbstbestimmtes Leben eröffnet, gerechte Teilhabe gewährleistet und die großen Lebensrisiken verlässlich absichert.“ (5)

· „Übergeordnete Aufgabe des vorsorgenden Sozialstaates ist die Integration aller Menschen in die Gesellschaft. Deshalb vernetzt vorsorgende Sozialpolitik unterschiedliche Aufgaben wie Wirtschafts-, Finanz- und Arbeitsmarktpolitik, Bildungs- und Gesundheitspolitik, Familien- und Gleichstellungspolitik oder die Integration von Einwanderern. Die zentralen Ziele des vorsorgenden Sozialstaates sind Sicherheit, Teilhabe und Emanzipation.“ (56f.)

·  „Wir wollen gleiche Lebenschancen für alle. Über gleiche Lebenschancen entscheiden zuerst und vor allem Bildung und Familie“ (60).
2.3. FDP

· Beschränkung des Staates auf hoheitliche Aufgaben (3).

· Mehr „Freiheit und Verantwortung und weniger staatliche Bevormundung“  (3). 

· Ausbalancierung von Freiheit und Sicherheit (27).

· Liberaler Sozialstaat: „Zentrale Staatsaufgabe ist nicht die Schaffung absoluter Gleichheit, sondern die Sicherung von Chancen- und Leistungsgerechtigkeit“ (4). 

·  „Verankerung des Sports als Staatsziel im Grundgesetz“ (43). 

2.4. Grüne

· „Unsere Grundposition heißt: Wir verbinden Ökologie, Selbstbestimmung, erweiterte Gerechtigkeit und lebendige Demokratie“. (10)

· „Ökologie heißt Nachhaltigkeit“: „Nachhaltigkeit bedeutet die zukunftsfähige Verbindung von ökologischer, sozialer und wirtschaftlicher Entwicklung (10).  

· Für einen demokratischen Rechtsstaat, „der klare Rahmenbedingungen zur Sicherung der Freiheit und der Rücksichtnahme auf andere setzt“ (11).

· Zwei Grundprinzipien: Unverhandelbare Menschenrechte und Politik der Gewaltfreiheit. „Das Ziel der Gewaltfreiheit folgt aus den Grundwerten der Selbstbestimmung, der Gerechtigkeit und der Demokratie“ (14f.)

· „Der Staat soll die öffentlichen Aufgaben nicht dem freien Spiel der Kräfte überlassen. Er soll sie auch nicht anstelle der Gesellschaft lösen, sondern mit den Bürgerinnen und Bürgern zusammen“ (13)
3. Gesellschaftliche Grundordnung
3.1. CSU
Die solidarische Leistungsgesellschaft: „stark und stabil“ (34)
· An „das christliche Menschenbild gebundene, wertorientierte Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung, mit der wir die Voraussetzungen für ein eigenverantwortliches Leben und eine gerechte Teilhabe aller am Fortschritt schaffen“.

· „Der Anspruch auf Solidarität wurde zu häufig vor die Eigenverantwortung gestellt, die Bedeutung von Leistung und Leistungsbereitschaft für den Menschen und die Gesellschaft oft verkannt, das Subsidiaritätsprinzip verletzt, Freiheit eingeschränkt, Abhängigkeiten wurden geschaffen“.

·  „Die CSU verbindet eine starke Leistungskultur mit einer starken Sozialkultur“.

· „Starke Leistungskultur“ (35f.)

· Erziehung zur Selbständigkeit und aktiven Lebensgestaltung als wichtige Grundlage für jeden Einzelnen und für unsere Gesellschaft .

· Fördern und Fordern von Selbstbestimmung und Eigenverantwortung.

· „Wer je nach seiner Begabung das Beste aus seinem Leben macht und dabei Selbstentfaltung nicht auf Kosten anderer lebt, leistet viel für das Allgemeinwohl“.

·  „Starke Sozialkultur“ (36)

· „Gelingendes Leben braucht soziales Leben“ 

· Betonung des hohen Wertes bei freiwilligem Einsatz für andere und für die Gemeinschaft

· „Zusammen mit Eltern, Erziehern und Lehrkräften steht unsere Gesellschaft in der Pflicht, allen Kindern den Wert von sozialem Tun für das eigene Leben zu vermitteln“.

· Prinzip der Subsidiarität: „Subsidiarität ermöglicht und fördert die Bereitschaft, Verantwortung zu übernehmen. Ein stabiler Aufbau von Staat und Gesellschaft kann nur von der kleineren zur größeren Einheit wachsen“ (41). 

· „Der Staat darf sich nicht anmaßen, jedes Detail zu regeln und jegliches Fehlgeschehen zu verhindern, weil dies in der Tendenz die Dynamik der Gesellschaft und das selbstständige Handeln der Menschen reduziert. Der Staat soll wirksam steuern und weniger selbst handeln.“ (53f.)

· „Die demographische Entwicklung macht die gerechte Partnerschaft der Generationen (…) zu einer entscheidenden sozialen Frage der nächsten Jahrzehnte“ (19). 

·  „Chancengerechtigkeit in der Solidarischen Leistungsgesellschaft ist unser christilich-soziales Gegenmodell zum Irrweg des Sozialismus“ (39). 

3.2. SPD

· „Die soziale Demokratie setzt dem ökonomisch verkürzten Verständnis der Gesellschaft ein an den humanen Werten der gleichen Würde und des gleichen Respekts orientiertes Bild des Menschen entgegen. (…) Menschen sind mehr als Konsumenten und Produzenten, deswegen widersetzen wir uns der Ökonomisierung aller Lebensbereiche“ (18).

·  „Nie zuvor konnten so viele Menschen am kulturellen, sozialen und politischen Leben teilnehmen. Die soziale Absicherung hat ein hohes Niveau erreicht. Der ungezügelte globale Kapitalismus gefährdet diese Erfolge. Armut nimmt wieder zu und die Kluft zwischen Arm und Reich vertieft sich weiter“ (8f.).

„Solidarische Bürgergesellschaft“

· Eine „starke, lebendige Bürgergesellschaft, in der die Menschen die Freiheiten der Meinung, der Vereinigung und Versammlung nutzen“ (30). 

· Eine lebendige Bürgergesellschaft kann und soll staatliches Handeln kontrollieren, korrigieren, anspornen, entlasten und ergänzen.

·  „In Deutschland wollen wir eine Kultur der Anerkennung fördern: Die Menschen sollen in gegenseitigem Respekt vor der Würde, der Kultur und der Leistung ihrer Mitmenschen zusammenleben“ (6).
3.3. FDP

· „Der Mensch steht im Mittelpunkt liberaler Politik“ (3).

· „Freiheit ist unser höchstes Gut – mit Blick auf den Einzelnen wie auf die Gesellschaft“ (79). 

· Kultur und Kunst sind die Grundlagen der Gesellschaft (40)

 Liberale Bürgergesellschaft

· Die liberale Bürgergesellschaft „lebt vom Engagement und der politischen Teilhabe der Menschen“ (3).

· Basis ist „Eigeninitiative und Kreativität“ der  Bürgerinnen und Bürger (3).

· Vertrauen auf Leistungsbereitschaft der Menschen (3).

·  „Wir wollen die liberale Bürgergesellschaft, in der der Einzelnen nicht losgelöst von seinen Mitbürgern lebt, sondern gemeinsam mit ihnen in einer Wertegemeinschaft“ (3)

· Wertegemeinschaft ist geprägt von Weltoffenheit, Toleranz, Solidarität (3). 

· „Freiheit braucht Mut und die FDP hat den Mut, an ihrer Vision einer liberalen Bürgergesellschaft festzuhalten“ (3). 

3.4. Grüne

· Die Unantastbarkeit der menschlichen Würde ist „Kern unserer Vision von Selbstbestimmung und Parteinahme für die Schwächsten“ (9).

· Grundsatz der Gerechtigkeit: „Gerechtigkeit verlangt eine gerechte Verteilung der gesellschaftlichen Güter (…)über traditionelle Verteilungspolitik hinaus (12):

· Teilhabegerechtigkeit: Zugang „zu den zentralen gesellschaftlichen Ressourcen: Arbeit, Bildung und demokratische Mitbestimmung“ (12)

· Generationengerechtigkeit: „Wir haben die Erde nur von unseren Kindern geborgt“ (12). 

· Internationale Gerechtigkeit: Nachhaltigkeit auf der industrialisierten Nordhalbkugel nicht zu Lasten der Länder des Südens  (13).

· Politische Entscheidungen mit unumkehrbare Folgen für die Gesellschaft sollten auf weitgehendem gesellschaftlichen Konsens beruhen“ (19). 

· „Wir wollen eine Gesellschaft, in der die Menschen eine Chance haben ihr Leben selbst zu gestalten – frei von Bevormundung“ (11).

· Individualisierung: „Die Menschen in unserer Gesellschaft sind eigenständiger und selbstbewusster geworden (…). Wir sind froh um die Vielfalt in unserer Gesellschaft und wollen uns dort für Pluralismus einsetzen, wo er noch ein uneingelöstes Versprechen ist (…). Traditionelle soziale und kulturelle Bindungen werden schwächer. Deshalb müssen neue Formen gesellschaftlichen Zusammenhalts gestärkt werden“ (18).

· Der demographischer Wandel erfordert die aktive Integration der Älteren. „Der demographische Wandel stellt die Gerechtigkeitsfrage neu“ (19).

4. Rolle des Bürgers
4.1. CSU
· Ausgangspunkt „nicht der Staat oder die Wirtschaft, sondern der Mensch“ (39).

·  „Der Mensch ist zur Freiheit und Selbstbestimmung berufen“ (28)

·  „Vorrang privater Selbstverantwortung“ im Sozialstaat (18). 

· „Subsidiarität fördert und fordert den aktiven, eigenverantwortlichen und selbstbewussten Staatsbürger“ (40). 

· Aktive Bürgergesellschaft als Antwort auf wachsende Distanz zu Staat und Gemeinwesen sowie auf Politik- und Staatsverdrossenheit (57)

·  „Politik hat die Aufgabe, die Bürger aktiv zu beteiligen“ (57)

· Weitere Öffnung für die Mitwirkung der Bürger, moderne Beteiligungsverfahren, Stärkeres Einbringen der Kompetenz und des Sachverstandes von Bürgern in den politischen und staatlichen Entscheidungen (57).

·  „Wir wollen, dass jeder, der sich in Gesellschaft und Politik engagiert und dabei nach ethischen Maßstäben handelt, Anerkennung und Respekt erfährt“ (57f.)

4.2. SPD

· „Teilhabe aller Menschen an der wirtschaftlichen, kulturellen, sozialen und politischen Entwicklung ist das Ziel sozialdemokratischer Politik.“ (57)

·  „Soziale Demokratie garantiert nicht nur die bürgerlichen, politischen und kulturellen, sondern gleichermaßen die sozialen und wirtschaftlichen Grundrechte aller Menschen. Sie sichert die gleichberechtigte soziale Teilhabe aller durch gesellschaftliche Demokratisierung, vor allem Mitbestimmung, durch den auf Bürgerrechte gestützten vorsorgenden Sozialstaat und durch eine koordinierte Marktwirtschaft, in der der Vorrang der Demokratie vor den Märkten gewährleistet ist“ (19).

4.3. FDP

· „Verantwortungsvolle Bürgerinnen und Bürger wissen, dass der Staat ihnen nicht alle Mühen abnimmt. Aber sie müssen darauf vertrauen können, dass er ihnen nicht noch zusätzliche Lasten aufbürdet“ (3).

· „Demokratie lebt von der Teilhabe der Bürger am Geschehen in Gesellschaft und Staat. Die FDP will mehr Freiheit wagen, indem mehr Menschen an der Gestaltung des Gemeinwesens mitwirken können“ (39).

· „Stärkung der demokratischen Entscheidungsprozesse durch mehr Transparenz und mehr Bürgerbeteiligung“ (39f.).

· Elemente der direkten Demokratie: Forderung nach Bürgerbegehren und Bürgerbefragungen auf allen politischen Ebenen (40). 

· Bürgerliches Engagement als Ausdruck einer lebendigen Bürgerkultur bedarf „den ermöglichen, nicht den gewährenden Staat“ (40).

· Benötigt wird „Engagement unterstützende Infrastruktur wie Freiwilligenagenturen und Seniorenbüros“ (40)

4.4. Grüne

· „Wir wollen die Einzelnen stärken und die Gesellschaft, in der sie ihre Freiheit und Verantwortung verwirklichen“ (11).

· „Mitbestimmung ist Grundvoraussetzung dafür, sich in die Gesellschaft einzubringen und diese mitzugestalten“ (12).

· „Der Staat kann die Bürgerinnen und Bürger dann für mehr Verantwortung für das Gemeinwesen gewinnen, wenn er sie darin unterstützt“ (13). 

· „Wir wollen nicht beim Status quo stehen bleiben, sondern die Demokratie weiterentwickeln zu einer vielfältigen Demokratie mit direkten Beteiligungsmöglichkeiten für die Bürgerinnen und Bürger“ (13). 

5. Rolle der Partei(en)
5.1. CSU

· „Gerade in Zeiten des raschen Wandels braucht unsere Gesellschaft gemeinsame Werte und Ziele. Gemeinsame Werte und Ziele sind das stabile Band zwischen den Menschen. Religiöse Überzeugungen, gemeinsame Tradition, Heimat und Nation halten den Menschen und die Generationen zusammen. Diesen Zusammenhalt zu stärken, ist unsere besondere Aufgabe als Volkspartei CSU“ (9).

· „Für die Beteiligung und Aktivierung der Bürger sind am Gemeinwohl orientierte Parteien besonders wichtig. Ohne die Integrationskraft aller Schichten durch die Volksparteien gibt es (…) keinen stabilen und handlungsfähigen Staat. Für uns haben Glaubwürdigkeit, Bindekraft und Wettbewerb der Parteien in der parlamentarischen Demokratie eine eigenständige Bedeutung“ (58).  

5.2. SPD

· „Unsere Demokratie befindet sich in einer Vertrauenskrise. Die traditionellen Parteibindungen nehmen ab. Die Bereitschaft zum gesellschaftlichen Engagement aber ist nach wie vor hoch, denn wir sind in keinem unpolitischen Zeitalter. Die Parteien bleiben unverzichtbares Element einer demokratischen Gesellschaft. Sie bündeln Überzeugungen und Interessen in der Bevölkerung. Sie transportieren im politischen Willensbildungsprozess die Bedürfnisse und Erwartungen (…). Dazu brauchen sie demokratische innere Strukturen, Beweglichkeit, Fantasie, klare Profile, Verlässlichkeit und Vertrauen.“ (11). 

· „Parteien haben eine Schlüsselfunktion bei der politischen Willensbildung. Sie sind unentbehrliche Mittler zwischen Bürgergesellschaft und Staat. (…) Demokratie braucht starke, lebendige, entscheidungsfähige Parteien und ebenso starke Parlamente. Die Parlamente sind das Herz demokratischer Willensbildung. (33).
5.3. FDP

· FDP sieht sich als „Anwalt der Mitte der Gesellschaft“ bzw. „Partner der Mitte: Menschen in der Mittelschicht machen Gesellschaft stark“ (3).

· „Wir wollen die Mitte unserer Gesellschaft stärken, damit sich Leistung wieder lohnt“ (79) 

· FDP als Grundhaltung bedeute, dass „Leistungsbereitschaft, Fleiß und Aufstiegswille keine Fremdwörter“ sind (3).

5.4. Grüne

· Parteien sind nicht nur Selbstzweck, sondern haben eine dienende Aufgabe. Ein Schlüssel zur Weiterentwicklung der demokratischen Institutionen und er Stärkung der Gewaltenteilung liegt in einer Reform des Parlamentarismus, der die einzelnen Abgeordneten in ihrer Verantwortlichkeit stärkt. Gleichzeitig geht es uns um die Weiterentwicklung der Bürgergesellschaft und des zivilgesellschaftlichen Engagements“ (21f.).
6. Thema: Innere Sicherheit (CSU, FDP)
6.1. CSU

· „Innere Sicherheit ist für die CSU ein soziales Grundrecht aller Menschen“ (50).

·  „Kriminalität droht die Gesellschaft zu spalten in einen kleinen Teil, der sich Sicherheit kaufen kann, und in einen größeren Teil der Gesellschaft, der mangels staatlicher Autorität um körperliche Unversehrtheit, Eigentum und Vermögen fürchten muss. Die CSU will Sicherheit für alle Bürger“ (50).

· „Wir akzeptieren keine rechtsfreien Räume und Stadtviertel, die von Polizei und Behörden aufgegeben werden. Wir stärken der Polizei den Rücken“ (50)

· Gerade den Jugendlichen wollen wir durch Bildung und Erziehung die Maßstäbe unseres Zusammenlebens vermitteln. Wir sind deshalb gegen jede Toleranz gegenüber so genannter Kleinkriminalität. Die CSU steht für eine Kultur des Hinschauens gegen Intoleranz, gegen Gewalt und gegen jede Straftat. Das Motto der erfolgreichen Sicherheitspolitik und der konsequenten Strafverfolgung in Bayern ist: Wehret den Anfängen! Die CSU ist und bleibt die Partei der Inneren Sicherheit. (51). 

6.2. FDP

· Liberaler Rechtsstaat mit dem Zielen: Schutz von Freiheit und Würde; Schließung der „Kluft zwischen geltendem Recht und gelebter Wirklichkeit“ (31). 

· Keine unangemessene Überwachung der Bürger: Keine „anlasslose Gefahrenabwehr“ bei Telefonüberwachung; gegen automatische Kennzeichenerfassung, verdachtsunabhängige Vorratsdatenspeicherung, Speicherung von Mautdaten (32).

· „Eine menschliche Gesellschaft braucht auch Türen, die für den Staat verschlossen bleiben“ (27).

· „Eine Gesellschaft ist nicht freier, je intensiver ihre Bürger überwacht, kontrolliert und beobachtet werden“ (27).

· „Wir sind nicht dazu bereit, Bürgerrechte für eine trügerische Sicherheit aufzugeben“ (3)

III. Der Aspekt der „Inneren Sicherheit“ im Längsschnitt der Wahlprogramme 

	Titel des Kapitels
	Freiheit und Sicherheit für die Bürger

(2009-2013)
	Konsequenter Kampf gegen Terror, Kriminalität und Vandalismus (2005-2009)
	Sicherheit für alle – Überall in Deutschland

(2002/2006)
	 Innere Sicherheit und Stabilität

(1998)
	Wir schützen die Sicherheit des Bürgers und erhalten den inneren Frieden

(1994)
	Wir sichern den freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat, erhalten die innere Sicherheit und gewährleisten den inneren Frieden (1987)
	Wir sichern Recht und Freiheit

(1980)

	Umfang
	5 Seiten
	2 Seite
	5 Seiten
	8 Seiten
	7 Seiten
	3 Seiten
	2 Seiten

	Leitbild
	Sicherheit ist eine Voraussetzung für Freiheit
	
	Sicherheit ist ein soziales Grundrecht und unabdingbare Voraussetzung für Freiheit
	Werte und Orientierungen - für eine Gesellschaft des Miteinanders
	Sicherheit ist Vorrausetzung für freiheitliches und friedliches Zusammenleben
	Ohne Sicherheit und Ordnung kein innerer Frieden und keine soziale Gerechtigkeit
	Sicherheit und Ordnung für die freie Entfaltung

	
	
	
	
	
	
	
	

	Sicherheit im Alltag
	- Verwahrlosung, Graffiti, Vandalismus, Diebstahl, Einbrüche, Gewalt   (Stadtgestaltung, bessere Beleuchtung, Kameras,

- Polizeipräsenz

- Prävention

- keine Bagatellisierung


	
	- Polizeipräsenz

- Opfer vor Täter

- Graffiti (Sachbe-schädigung)

- Waffengesetz

- keine Bagatellisierung


	- keine Bagatellisierung

Anfänge sind:

- Verwahrlosung durch Alkoholismus und Drogenszene

- Pennertum

- Graffiti

- Legalisierung und staatliche Abgabe von Drogen

- präsente Polizei („Schutzmann an der Ecke“)
	- Polizeipräsenz


	- Schutz religiöser Überzeugungen
	- steigender Kriminalität entgegentreten

- Prävention durch Stärkung der Familie

	Terror
	- Bundeswehreinsatz

- VISA-Datei
	-Bundeswehrein-satz

- Anti-Terror-Datei

- Sicherungsmaß-nahmen

- Kronzeugenre-gelung

- VISA-Warndatei
	- Ausbau des Bundesgrenzschutz

- Änderung des Vereinsgesetzes


	- Verstärkter Bundesgrenzschutzein-satz
	
	- internationale Zusammenarbeit

- Zusammenarbeit zwischen Polizei und Verfassungsschutz

- Ausgestaltung des Demonstrationsrechts


	- rechtliche und polizeiliche Maßnahmen

- Beseitigung der geistigen Ursachen

	Organisierte Kriminalität
	- Internetkriminalität


	- Zwangsprostitu-tion
	- Drogenkriminalität und -missbrauch  [keine Fixerstube, staatliche Abgabe, Legalisierung]
	
	- Nuklearkriminalität

- Drogenkriminalität (Vorbeugungsmaßnahmen, Entzugs- Therapie- und Nachsorgeangebot)
	
	

	Extremismus
	- politischer und religiöser Extremismus
	
	
	
	- Verfassungsschutz bei Republikanern und PDS

- Erhöhte Strafbarkeit bei Volksverhetzung,…

- Verbot von Parteien und Organisationen
	
	

	Jugend
	- Warnarrest, Fahrverbot, Erwachsenen-

Strafrecht

- Kindesmissbrauch als Verbrechen ahnden
	-Kindesmissbrauch als Verbrechen ahnden

- Strafmaßerhöhung
	- Schutz vor Sexualverbrechen (Initiative, DNA, längere Verwahrung)

- Warnschussarrest

- Strafmaßerhöhung

- Fahrverbot

- Verbreitung von jugendgefährdenden Filmen, Spielen
	- Prävention durch Wertevermittlung

- Erwachsenenstrafrecht

- Heimunterbringung
	
	
	

	Polizei/Justiz
	- Datenschutz mit Augenmaß

- Ausweisungsrecht

- Sicherheitsverwah-

rung

- Sexualstrafrecht

- Technologisierung
	- DNA-Analyse


	- Datenschutz nicht vor Täterschutz

- optische Überwachung

- Abschiebung erleichtern

- Regelung für verdeckte Ermittlung

- Datenaustausch

-biometrische Daten
	- Gen-Datei

- EUROPOL

- Telefonüberwachung

- Abschiebung
	Verbrechensbekämpfungs-gesetz:

- Technische Überwachung

- Verdeckte Ermittler

- Strafmaßerhöhung

- Zeugenschutz

- Haftrechtverschärfung

- Aufbau von EUROPOL

- Ausländer in den Dienst

- Ausweisung erweitern

- Asylbewerberleistungs-gesetz
	- Datenschutz nicht als Täterschutz

- Einschränkungen im Demonstrationsrecht
	

	Fazit
	Sehr umfangreich und detailliert - sachlich
	Erstaunlich kurz
	Sehr detailliert, Extremismus außen vor gelassen
	Fokus auf der Kriminalität im Alltag – polemische Sprache
	Fokus auf dem Verbrechensbekämpfungs-gesetz


	Fokus auf linkspolitischen Terror
	Eher beschreibend und vage


Fazit im Längsschnitt: 

· Die Schwerpunktsetzung bei der inneren Sicherheit ist von gegenwärtigen Gefahren und Ereignissen beeinflusst und flaut an anderer Stelle wieder ab  

· Schwerpunkte liegen vor allem beim Bereich Polizei und Justiz, bei der Sicherheit im Alltag sowie bei der Terrorabwehr. In der Kategorie Jugend fällt auf, dass über ein Jahrzehnt hinweg, die gleichen Maßnahmen gefordert werden und die Kategorie Extremismus wird kaum thematisiert

· Bis auf das Jahr 1998 sind die Ausführungen hinsichtlich der inneren Sicherheit wesentlich moderater und sachlicher gehalten, als mancher vermuten mag

Der Prävention wird in den Programmen wenig Bedeutung beigemessen, höchstens erwähnt ohne konkretisiert zu werden
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